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AsylG 2005 810 Abs1
AsylG 2005 83 Abs1
AsylG 2005 838 Abs1
AsylG 2005 88 Abs1

1. AsylG 2005 § 10 heute
AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007
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AsylG 2005 8 3 heute

AsylG 2005 § 3 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013
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AsylG 2005 & 38 heute

AsylG 2005 8 38 giltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 38 gultig von 21.05.2016 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 & 38 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8§ 38 gtiltig von 01.07.2008 bis 30.06.2011zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 & 38 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
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. AsylG 2005 8§ 8 heute
AsylG 2005 § 8 gultig von 01.03.2027 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 63/2025
3. AsylG 2005 § 8 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
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4. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
5. AsylG 2005 8§ 8 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
6. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
7. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
8. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
9. AsylG 2005 § 8 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

Spruch

A9 423.340-1/2011/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Schnizer-Blaschka als Vorsitzende und den Richter Dr. Pipal als Beisitzer
Uber die Beschwerde von XXXX, StA. Algerien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 07.12.2011, ZI. 11 14.489-
BAT, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Schnizer-Blaschka als
Vorsitzende und den Richter Dr. Pipal als Beisitzer Uber die Beschwerde von rémisch 40 , StA. Algerien, gegen den
Bescheid des Bundesasylamtes vom 07.12.2011, ZI. 11 14.489-BAT, in nichtéffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemal? 88 3, 8, 10 und 38 Asylgesetz 2005 in der FassungBGBI. | Nr. 38/2011 (AsylG), als
unbegriindet abgewiesen.Die Beschwerde wird gemaR Paragraphen 3, 8, 10 und 38 Asylgesetz 2005 in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011, (AsylG), als unbegriindet abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. 1. Der Beschwerdefuhrer stellte nach seiner illegalen Einreise in das Osterreichische Bundesgebiet am 01.12.2011
den verfahrensgegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz.rémisch eins. 1. Der Beschwerdeflhrer stellte nach
seiner illegalen Einreise in das Osterreichische Bundesgebiet am 01.12.2011 den verfahrensgegenstandlichen Antrag

auf internationalen Schutz.

Im Rahmen seiner niederschriftlichen Befragung durch Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes am 02.12.2011 gab
der Beschwerdeflihrer an, er habe von 1987 bis 1993 die Grundschule in XXXX besucht und von 2003 bis 2010 als
Maler und Anstreicher gearbeitet. Der Beschwerdeflihrer leide an keinen Beschwerden oder Krankheiten. In seiner
Heimat wirden seine Eltern, drei Brider sowie zwei Schwestern leben. Innerhalb der EU habe der Beschwerdeflihrer
keine Verwandten. Zu seiner Reiseroute gab er an, dass er legal mit seinem Reisepass ausgereist sei. Er sei von Algier
nach Istanbul geflogen und eine Woche spater nach Griechenland gereist. Seinen Reisepass habe er bei einem
Landsmann in der Turkei gelassen. In Griechenland sei er von der Polizei aufgehalten worden und er habe einen
Landesverweis bekommen. Ein paar Wochen spater habe er sich mit einem Bekannten auf der Ladeflache eines
dsterreichischen Lkws versteckt und sie seien mit diesem nach Osterreich gereist. Zu seinen Fluchtgriinden gab er an,
dass er schon 30 Jahre alt sei und keine Zukunft in seiner Heimat habe. Er habe weder Frau noch Kinder, weil er kein
Geld zum Heiraten habe. Auch seine Eltern seien arm. Der Beschwerdefihrer habe keine Arbeit und kein Geld gehabt.
Er habe gehdrt, dass man in Europa viel besser leben kénne. Deswegen habe er seine Heimat verlassen. Weiters gab
der BeschwerdeflUhrer an, dass er weder politisch noch religids gesucht werde und auch sonst keine Asylgriinde habe.
Bei einer Ruckkehr in seine Heimat habe er keine Beflrchtungen. Er habe nur Angst, dass er in Armut leben musse (AS
13ff).Im Rahmen seiner niederschriftlichen Befragung durch Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes am
02.12.2011 gab der Beschwerdeflhrer an, er habe von 1987 bis 1993 die Grundschule in rémisch 40 besucht und von
2003 bis 2010 als Maler und Anstreicher gearbeitet. Der Beschwerdeflhrer leide an keinen Beschwerden oder
Krankheiten. In seiner Heimat wlrden seine Eltern, drei Briider sowie zwei Schwestern leben. Innerhalb der EU habe
der Beschwerdeflihrer keine Verwandten. Zu seiner Reiseroute gab er an, dass er legal mit seinem Reisepass
ausgereist sei. Er sei von Algier nach Istanbul geflogen und eine Woche spéter nach Griechenland gereist. Seinen
Reisepass habe er bei einem Landsmann in der Turkei gelassen. In Griechenland sei er von der Polizei aufgehalten
worden und er habe einen Landesverweis bekommen. Ein paar Wochen spéater habe er sich mit einem Bekannten auf
der Ladefliche eines &sterreichischen Lkws versteckt und sie seien mit diesem nach Osterreich gereist. Zu seinen
Fluchtgriinden gab er an, dass er schon 30 Jahre alt sei und keine Zukunft in seiner Heimat habe. Er habe weder Frau
noch Kinder, weil er kein Geld zum Heiraten habe. Auch seine Eltern seien arm. Der Beschwerdefihrer habe keine
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Arbeit und kein Geld gehabt. Er habe gehort, dass man in Europa viel besser leben kénne. Deswegen habe er seine
Heimat verlassen. Weiters gab der Beschwerdefuhrer an, dass er weder politisch noch religiés gesucht werde und
auch sonst keine Asylgrinde habe. Bei einer Ruckkehr in seine Heimat habe er keine Befurchtungen. Er habe nur
Angst, dass er in Armut leben musse (AS 13ff).

2. Bei einer niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 07.12.2011 (AS 47 ff) gab der
Beschwerdefiihrer im Beisein eines Dolmetschers flr die Sprache Arabisch im Wesentlichen an, er habe keine
gesundheitlichen Beschwerden. Sein Reisepass, seine Geburtsurkunde und sein Personalsausweis seien zu Hause. Zu
seiner Person und seinen Lebensumstdnden gab der Beschwerdeflhrer an, dass er in XXXX geboren, Araber und
Sunnite sei. In seiner Heimat habe er im Haus seiner Eltern gelebt. Er habe sechs Jahre die Grundschule besucht und
dann als Maler und Anstreicher bei verschiedenen Firmen gearbeitet. Ende des Jahres 2008 oder Anfang des Jahres
2009 habe der Beschwerdefiihrer das letzte Mal gearbeitet. Danach habe er nur noch manchmal privat gearbeitet, das
letzte Mal eine Woche oder zehn Tage vor seiner Ausreise. Es gebe zu wenig Arbeit. Die Firma habe auch keine Arbeit
mehr gehabt. Zu seinen Angehdrigen in Algerien habe der Beschwerdeflhrer eine gute Beziehung und stehe mit ihnen
in taglichem Kontakt. Der Beschwerdefiihrer habe niemals aufgrund seiner Volksgruppenzugehorigkeit oder seiner
Religion Probleme gehabt. AuBerdem habe er weder mit der Polizei noch mit den Gerichten in seiner Heimat
personlich zu tun gehabt. Mit der Behdérde habe er zu tun gehabt, als er seinen Reisepass bekommen habe. Weiters
gab der Beschwerdefiihrer an, dass er in Osterreich leben und arbeiten wolle. Er habe schon von Kindheit an
getraumt, nach Osterreich zu kommen. Danach schilderte der Beschwerdefiihrer seine Reisebewegung und dass ihm
sein Reisepass in Griechenland gestohlen worden sei. Der Beschwerdeflhrer habe erstmals den Entschluss, einen
Asylantrag zu stellen, gefasst, als er nach Osterreich gekommen sei, damit er sich hier legal aufhalten kénne. Was
genau Asyl sei, wisse der Beschwerdefiihrer nicht, er wolle nur hier arbeiten und leben. Von seinem Asylantrag erwarte
er sich, dass er in Osterreich arbeiten kénne. Der Beschwerdefiihrer sei niemals politisch tatig oder Mitglied einer
politischen Partei gewesen. Es gebe keine besonderen Vorfalle und er sei in Algerien niemals bedroht oder verfolgt
worden. Dem Beschwerdeflhrer wurde vorgehalten, dass er angegeben habe, dass sein Reisepass in der Turkei sei,
danach, dass dieser zu Hause und dann wiederum in Griechenland verloren gegangen sei. Daraufhin gab der
Beschwerdefiihrer an, dass sein Reisepass bei einem Landsmann in der Turkei sei und alles andere wiirde nicht
stimmen. Er habe seinen Reisepass nicht mitgenommen, damit man ihn nicht nach Hause abschieben kénne. Weiters
gab der Beschwerdefiihrer an, dass er in Algerien genug zum Leben gehabt habe, aber er wolle im Ausland mehr
verdienen, damit er eine bessere Zukunft habe.2. Bei einer niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt
am 07.12.2011 (AS 47 ff) gab der Beschwerdefiihrer im Beisein eines Dolmetschers fir die Sprache Arabisch im
Wesentlichen an, er habe keine gesundheitlichen Beschwerden. Sein Reisepass, seine Geburtsurkunde und sein
Personalsausweis seien zu Hause. Zu seiner Person und seinen Lebensumstanden gab der Beschwerdeflhrer an, dass
er in romisch 40 geboren, Araber und Sunnite sei. In seiner Heimat habe er im Haus seiner Eltern gelebt. Er habe sechs
Jahre die Grundschule besucht und dann als Maler und Anstreicher bei verschiedenen Firmen gearbeitet. Ende des
Jahres 2008 oder Anfang des Jahres 2009 habe der Beschwerdefihrer das letzte Mal gearbeitet. Danach habe er nur
noch manchmal privat gearbeitet, das letzte Mal eine Woche oder zehn Tage vor seiner Ausreise. Es gebe zu wenig
Arbeit. Die Firma habe auch keine Arbeit mehr gehabt. Zu seinen Angehdrigen in Algerien habe der Beschwerdefiihrer
eine gute Beziehung und stehe mit ihnen in taglichem Kontakt. Der Beschwerdefiihrer habe niemals aufgrund seiner
Volksgruppenzugehdorigkeit oder seiner Religion Probleme gehabt. AuRerdem habe er weder mit der Polizei noch mit
den Gerichten in seiner Heimat personlich zu tun gehabt. Mit der Behdrde habe er zu tun gehabt, als er seinen
Reisepass bekommen habe. Weiters gab der Beschwerdefiihrer an, dass er in Osterreich leben und arbeiten wolle. Er
habe schon von Kindheit an getrdumt, nach Osterreich zu kommen. Danach schilderte der Beschwerdefiihrer seine
Reisebewegung und dass ihm sein Reisepass in Griechenland gestohlen worden sei. Der Beschwerdeflhrer habe
erstmals den Entschluss, einen Asylantrag zu stellen, gefasst, als er nach Osterreich gekommen sei, damit er sich hier
legal aufhalten kénne. Was genau Asyl sei, wisse der Beschwerdeflihrer nicht, er wolle nur hier arbeiten und leben.
Von seinem Asylantrag erwarte er sich, dass er in Osterreich arbeiten kénne. Der Beschwerdefiihrer sei niemals
politisch tatig oder Mitglied einer politischen Partei gewesen. Es gebe keine besonderen Vorfalle und er sei in Algerien
niemals bedroht oder verfolgt worden. Dem Beschwerdefiihrer wurde vorgehalten, dass er angegeben habe, dass sein
Reisepass in der Tirkei sei, danach, dass dieser zu Hause und dann wiederum in Griechenland verloren gegangen sei.
Daraufhin gab der Beschwerdefuhrer an, dass sein Reisepass bei einem Landsmann in der Tlrkei sei und alles andere



wulrde nicht stimmen. Er habe seinen Reisepass nicht mitgenommen, damit man ihn nicht nach Hause abschieben
kdénne. Weiters gab der Beschwerdeflhrer an, dass er in Algerien genug zum Leben gehabt habe, aber er wolle im
Ausland mehr verdienen, damit er eine bessere Zukunft habe.

3. Mit dem angefochtenen Bescheid wurde der Antrag des Beschwerdeflihrers auf internationalen Schutz vom
01.12.2011 bezulglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 8 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG
2005 idgF abgewiesen (Spruchpunkt I.), gemaR 8 8 Abs. 1 iVm8& 2 Abs. 1 Z 13 AsylG wurde der Antrag des
Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Algerien abgewiesen (Spruchpunkt Il.) und der Beschwerdefiihrer gemal § 10 Abs.
1 Z 2 AsylG aus dem 6&sterreichischen Bundesgebiet nach Algerien ausgewiesen (Spruchpunkt Ill.): Der Beschwerde
gegen diesen Bescheid wurde gemal3 § 38 Abs. 1 AsylG die aufschiebende Wirkung aberkannt (Spruchpunkt IV)3. Mit
dem angefochtenen Bescheid wurde der Antrag des Beschwerdeflihrers auf internationalen Schutz vom 01.12.2011
bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit
Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 idgF abgewiesen (Spruchpunkt rémisch eins.), gemaR Paragraph 8,
Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG wurde der Antrag des Beschwerdefihrers auf
internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf seinen
Herkunftsstaat Algerien abgewiesen (Spruchpunkt rémisch zwei.) und der Beschwerdeflihrer gemaR Paragraph 10,
Absatz eins, Ziffer 2, AsylG aus dem &sterreichischen Bundesgebiet nach Algerien ausgewiesen (Spruchpunkt rémisch
drei.): Der Beschwerde gegen diesen Bescheid wurde gemaR Paragraph 38, Absatz eins, AsylG die aufschiebende
Wirkung aberkannt (Spruchpunkt rémisch vier).

Begrindend wurde im Wesentlichen ausgefuihrt, dass der Beschwerdefiihrer eine Verfolgungsgefahr oder konkrete
Verfolgung aus den in der Genfer Flichtlingskonvention taxativ aufgezahlten Griinden nicht habe glaubhaft machen
kénnen.

Weiters traf das Bundesasylamt im angefochtenen Bescheid umfangreiche landerkundliche Feststellungen zu Algerien,
insbesondere zur allgemeinen Lage, zur allgemeinen Sicherheitslage, zu Menschenrechten und Rechtsschutz, zur
Grundversorgung und Wirtschaft sowie zur Ruckkehrsituation, welcher ausreichend zeitnahe Quellen anerkannter
Dokumentationsstellen zugrundeliegen (z.B. U.S.

Departement of State: Algeria, Country Reports on Human Rights Practices 2009 vom 11.3.2010, AA-Auswartiges Amt,
Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Demokratischen Volksrepublik 2010, Stand 01.07.2010;
sowie aktuelle Zugriffe auf Informationen des dt. Auswartigen Amtes vom September 2010; AS 71ff).

4. Mit Verfahrensanordnung wurde dem Beschwerdefiihrer gemaR§ 63 Abs. 2 AsylG 2005 vom Bundesasylamt ein
Rechtsberater zur Seite gestellt (AS 119f).4. Mit Verfahrensanordnung wurde dem Beschwerdefihrer gemaf Paragraph
63, Absatz 2, AsylG 2005 vom Bundesasylamt ein Rechtsberater zur Seite gestellt (AS 119f).

5. Gegen diesen unter Punkt 3. angefiihrten Bescheid richtet sich die vorliegende Beschwerde, in welcher der
Beschwerdefiihrer ausfuhrte, dass die Situation in seinem Land schlecht sei und er unter groBer Armut,
Arbeitslosigkeit und Ausgrenzung leide. Dariiber hinaus habe er keine Lebensgrundlagen und kdnne sich nicht mehr
als vollstandiger Mensch fiihlen. Jedes Mal wenn er an seine Vergangenheit in Algerien denke, wirden ihn groRRes
Unbehagen und Selbstmordgedanken tberkommen (AS 127,135).

Il. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:
1. Zur Person und den Fluchtgrinden des Beschwerdefihrers wird festgestellt:

Der Beschwerdefiihrer ist Staatsangehdriger von Algerien, ledig und Sunnite, seine Identitdt steht mangels Vorlage von
Personaldokumenten nicht fest. Er hat von 1987 bis 1993 die Grundschule besucht und von 2003 bis 2010 als Maler
und Anstreicher gearbeitet. Der Beschwerdefihrer ist volljdhrig und arbeitsfahig. Die vom Beschwerdefiihrer
vorgebrachten Fluchtgrinde, wonach in Algerien die Lebensumstdnde schlecht seien, er keine Arbeit habe und
ausgereist sei, um eine Arbeit zu finden, werden der gegenstandlichen Entscheidung zugrunde gelegt.

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeflhrer im Falle einer Rickkehr nach Algerien aus Grinden der
Rasse, der Religion, der Nationalitat, der Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner
politischen Ansichten von staatlicher Seite oder von Seiten Dritter bedroht ware. Es konnten auch keine konkreten
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Grinde festgestellt werden, dass der Beschwerdeflhrer Gefahr liefe, in Algerien einer unmenschlichen Behandlung
oder Strafe oder der Todesstrafe bzw. einer sonstigen konkreten individuellen Gefahr unterworfen zu werden.

1.2. Zum Privat- und Familienleben des Beschwerdefuhrers wird festgestellt:

Der Beschwerdefihrer lebte bis November 2011 in Algerien, reiste Ende November 2011 illegal in Osterreich ein und
stutzte seinen Aufenthalt von Anfang an ausschlief3lich auf seinen gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz.
Es ist nicht zu erkennen, dass in Ansehung des Beschwerdefiihrers in Osterreich besondere integrationsbegriindende
Umstande - etwa eine besondere Teilnahme am sozialen Leben - vorldgen. Es liegen keine familidren
Anknupfungspunkte in Osterreich vor. In Algerien leben jedenfalls die Eltern, drei Briider und zwei Schwestern des
Beschwerdefuhrers.

1.3. Zur politischen und menschenrechtlichen Situation in Algerien werden folgende Feststellungen getroffen:

Die Situation in Algerien ist grundsatzlich ruhig, die Staatsgewalt (Polizei und Justiz) funktionsfahig. Anzumerken ist
jedoch dass die algerischen Sicherheitskrafte in personeller Hinsicht im Vergleich zu westlichen Staaten relativ schlecht
ausgestattet und verschiedentlich auch mangelhaft ausgebildet ist, weshalb in einzelnen Regionen so genannte
Burgerwehren polizeiliche Aufgaben Gbernommen haben, dies gilt vor allem fir die Region Kabylei. In einzelnen
Landesteilen Algeriens (insbesondere in der Kabylei und den stdlichen Grenzgebieten) kommt es immer wiederholt zu
Auseinandersetzungen zwischen Sicherheitskraften und Islamisten. Weiters kommt es im Landesinneren zu
Anschlagen der Islamisten. In bestimmten Fallen wurde das Militar zur Niederschlagung von Unruhen eingesetzt. Die
internationalen Konzerne sind vor allem in und um die Hauptstadt Algier immer wieder Ziele von Anschléagen und
Geiseln ahmen. Die Tater sind meist Aufstandische gegen die Zentralregierung in Algier, die unter anderem eine
starkere Einbindung des islamischen Gesetzes oder einen islamischen Rechtsstaat fordern. Abgesehen von diesen
lokal begrenzten Auseinandersetzungen ist die Situation in Algerien jedoch ruhig. Algeriens Prasident Abdelaziz
Bouteflika wurde nach seinem Wahlsieg 2004 fir eine weitere Amtszeit vereidigt. Im Herbst 2008 trat eine
Verfassungsanderung in Kraft, die ihm eine weitere Amtszeit genehmigt.

Die algerische Bevolkerung leidet groRteils unter Verarmung, vor allem am Land, doch ist die Basisversorgung der
Bevodlkerung mit Grundnahrungsmitteln zumindest im stadtischen Bereich grundsatzlich gewahrleistet. In Algier und
anderen grofl3en Stadten ist eine ausreichende medizinische Versorgungslage gegeben. Es gibt dort sowohl staatliche
als auch zahlreiche privat betriebene Krankenhauser. Die medizinische Grundversorgung wird mit einem fur die Blrger
weitgehend kostenlosen Gesundheitssystem auf niedrigem Niveau sichergestellt. Haufig auftretende chronische
Krankheiten wie Diabetes kdnnen in staatlichen medizinischen Einrichtungen behandelt werden. Die Sozial- und
Krankenversicherung erméglicht grundsatzlich in staatlichen Krankenhdusern eine kostenlose arztliche Behandlung.

Abgelehnte Asylwerber haben bei einer Ruckkehr nach Algerien - ausgenommen der Feststellung der Identitat und
Prifung, ob der Abgeschobene einer Straftat (Terrorismus) verdachtigt ist - allein wegen der Beantragung von Asyl mit
keinen staatlichen Repressionen zu rechnen.

Weiters ist den behdrdlichen Landerfeststellungen zu entnehmen, dass die gesetzlichen Bestimmungen jedem
Bewohner erlauben, sich in allen Landesteilen niederzulassen.

2.1. Die Feststellungen zur Person des Beschwerdefiihrers grinden sich auf die Wirdigung seines eigenen
Vorbringens. Sowohl in der Erstbefragung am 02.12.2011 als auch in der Einvernahme vor dem Bundesasylamt am
07.12.2011 brachte der Beschwerdefiihrer vor, dass er Algerien verlassen habe, um in Osterreich zu leben und zu
arbeiten, weil es in seiner Heimat zu wenig Arbeit gebe. Was genau Asyl sei, wisse er nicht und von seinem Asylantrag
erwarte sich der Beschwerdefiihrer, dass er in Osterreich arbeiten kénne. In Algerien habe er genug zum Leben
gehabt, aber er wolle im Ausland mehr verdienen, damit er eine bessere Zukunft habe. Er werde weder religids noch
politisch gesucht und habe auch sonst keine Asylgriinde (siehe AS 13ff und 47ff).

Schon das Bundesasylamt ging daher zu Recht davon aus, dass dem Vorbringen des Beschwerdefiihrers keine
Verfolgung oder eine Bedrohung, welche die Gewahrung von subsididrem Schutz begriinden wirde, zu entnehmen sei.
Der Beschwerdefihrer hat jegliche Bedrohung in seiner Heimat ausdrtcklich verneint, rein wirtschaftliche Grinde fur
das Verlassen seines Herkunftslandes und keine sonstigen (schutzrelevanten) Fluchtgriinde geltend gemacht.

Bei den in der Beschwerde angefiuhrten Selbstmordgedanken, welche den Beschwerdefihrer Gberkommen wurden,
wenn er an seine Heimat denke, ist nicht davon auszugehen, dass es sich um eine psychische Erkrankung des



Beschwerdefiihrers handelt. Denn wahrend des gesamten Verfahrens hat der Beschwerdefiihrer kein einziges Mal
angegeben, dass es ihm psychisch oder kérperlich schlecht gehe oder er nicht gesund sei, geschweige denn, dass er
arztliche Hilfe in Anspruch nimmt oder noétig hatte. Aufgrund dessen ist die (im Gbrigen unsubstantiierte) Behauptung
des Beschwerdefuhrers, dass er Selbstmordgedanken habe, als reine Schutzbehauptung zu bewerten. Die
Beschwerdeausfiihrungen sind somit nicht geeignet, weitere Ermittlungspflichten auszuldsen oder eine anders
lautende Entscheidung herbeizufiihren, insbesondere besteht nicht der geringste Anhaltspunkt daflr, dass der
BeschwerdefUhrer nicht ausreichend angeleitet bzw. nicht ausfihrlich befragt worden ware.

2.2. Die Feststellungen zum Privat- und Familienleben beruhen auf den eigenen Aussagen des Beschwerdeflhrers.

2.3. Die Feststellungen zur politischen und menschenrechtlichen Situation in Algerien grinden sich auf die hinreichend
aktuellen Quellen des Bundesasylamtes, diese wurden dem BeschwerdefUhrer von der Behdrde auch vorgehalten. An
der allgemeinen Lage in Algerien hat sich seither nichts Entscheidungswesentliches gedndert.

3. Rechtlich ergibt sich Folgendes:

3.1. Status des Asylberechtigten: GemaR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf
internationalen Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit eines
anderen Staates zurlckzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flichtlingskonvention - GFK droht.3.1. Status des
Asylberechtigten: GemaR Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf
internationalen Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit eines
anderen Staates zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, Genfer Fliichtlingskonvention - GFK droht.

Nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK ist Fluichtling, wer sich aus wohlbegriindeter Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion,
Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden,
auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich
des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich in Folge obiger Umstande aullerhalb des Landes
seines gewohnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in
dieses Land zurtickzukehren.Nach Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK ist Flichtling, wer sich aus wohlbegrindeter
Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der
politischen Gesinnung verfolgt zu werden, aul3erhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich in
Folge obiger Umstande auRerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder
im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurlickzukehren.

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist zentrales Element des Flichtlingsbegriffes die
wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung. Wohlbegriindet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Licht der
speziellen Situation des Asylwerbers und unter Berlcksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv
nachvollziehbar ist (YvwGH 17.03.2009, 2007/19/0459; 28.05.2009, 2008/19/1031). Es kommt nicht darauf an, ob sich
eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich firchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte
Person in dieser Situation (aus Konventionsgriinden) firchten wirde (VwWGH 28.05.2009, 2008/19/1031; 06.11.2009,
2008/19/0012). Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in die zu schitzende
personliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Riickkehr in das Land des vorigen
Aufenthaltes zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegriindeten Furcht in engstem Zusammenhang
und ist Bezugspunkt der wohlbegrindeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine
Verfolgung mit einer maRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung gentgt nicht
(VWGH 25.01.2001, 2001/20/0011; 28.05.2009, 2008/19/1031). Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der
Grinde haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (VWGH 15.03.2001, 99/20/0128; 23.11.2006, 2005/20/0551); sie
muss Ursache dafiir sein, dass sich der Asylwerber auBerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen
Aufenthaltes befindet. Relevant kann aber nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn der
Asylbescheid (bzw. das Asylerkenntnis) erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen, ob der
Asylwerber mit mafigeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten Grinden zu befurchten habe (VWGH


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/3
https://www.jusline.at/entscheidung/1035366
https://www.jusline.at/entscheidung/1034505
https://www.jusline.at/entscheidung/1034505
https://www.jusline.at/entscheidung/1033013
https://www.jusline.at/entscheidung/52693
https://www.jusline.at/entscheidung/1034505
https://www.jusline.at/entscheidung/52207
https://www.jusline.at/entscheidung/30810

09.03.1999, 98/01/0318; 19.10.2000, 98/20/0233).Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist zentrales
Element des Flichtlingsbegriffes die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung. Wohlbegriindet kann eine Furcht nur
dann sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers und unter Berucksichtigung der Verhaltnisse im
Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (VwGH 17.03.2009, 2007/19/0459; 28.05.2009,2008/19/1031). Es kommt
nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine
mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgrinden) furchten wirde (VwGH 28.05.2009,
2008/19/1031; 06.11.2009,2008/19/0012). Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher
Intensitat in die zu schiitzende persénliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der
Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rickkehr in
das Land des vorigen Aufenthaltes zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegriindeten Furcht in
engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegriindeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann
anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maf3geblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Méglichkeit einer
Verfolgung genlgt nicht (VwGH 25.01.2001, 2001/20/0011; 28.05.2009,2008/19/1031). Die Verfolgungsgefahr muss
ihre Ursache in einem der Grinde haben, welche Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK nennt (VWGH 15.03.2001,
99/20/0128; 23.11.2006,2005/20/0551); sie muss Ursache daflr sein, dass sich der Asylwerber auBerhalb seines
Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. Relevant kann aber nur eine aktuelle
Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn der Asylbescheid (bzw. das Asylerkenntnis) erlassen wird; auf diesen
Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den
genannten Grinden zu beflrchten habe (VwGH 09.03.1999, 98/01/0318; 19.10.2000, 98/20/0233).

Wenn Asylsuchende in bestimmten Landesteilen vor Verfolgung sicher sind und ihnen insoweit auch zumutbar ist, den
Schutz ihres Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen, bedurfen sie nicht des Schutzes durch Asyl (VwGH 15.03.2001,
99/20/0036; 15.03.2001,99/20/0134). Damit ist nicht das Erfordernis einer landesweiten Verfolgung gemeint, sondern
vielmehr, dass sich die asylrelevante Verfolgungsgefahr fiur den Betroffenen - mangels zumutbarer
Ausweichmoglichkeit innerhalb des Herkunftsstaates - im gesamten Herkunftsstaat auswirken muss (VwGH
09.11.2004, 2003/01/0534). Das Zumutbarkeitskalkull, das dem Konzept einer "internen Flucht- oder Schutzalternative"
innewohnt, setzt daher voraus, dass der Asylwerber dort nicht in eine ausweglose Lage gerat, zumal da auch
wirtschaftliche Benachteiligungen dann asylrelevant sein kdnnen, wenn sie jede Existenzgrundlage entziehen (VWGH
29.03.2001, 2000/20/0539; 17.03.2009, 2007/19/0459).

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (VwWGH 17.09.2003,2001/20/0177; 28.10.2009,
2006/01/0793) ist eine Verfolgungshandlung nicht nur dann relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen Organen
(aus Grunden der GFK) gesetzt worden ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist,
Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern diese
Handlungen - wiirden sie von staatlichen Organen gesetzt - asylrelevant waren. Eine von dritter Seite ausgehende
Verfolgung kann nur dann zur Asylgewahrung fihren, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden
Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewendet werden kann (VwGH 22.03.2000, 99/01/0256).

Von einer mangelnden Schutzfahigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen werden, wenn der Staat nicht
in der Lage ist, seine Biirger gegen jedwede Ubergriffe Dritter préventiv zu schiitzen (vwGH 13.11.2008, 2006/01/0191;
28.10.2009, 2006/01/0793). Fur die Frage, ob eine ausreichend funktionierende Staatsgewalt besteht - unter dem
Fehlen einer solchen ist nicht zu verstehen, dass die mangelnde Schutzfahigkeit zur Voraussetzung hat, dass
Uberhaupt keine Staatsgewalt besteht (VwGH 22.03.2000, 99/01/0256) -, kommt es darauf an, ob jemand, der von
dritter Seite (aus den in der GFK genannten Grinden) verfolgt wird, trotz staatlichen Schutzes einen - asylrelevante
Intensitat erreichenden - Nachteil aus dieser Verfolgung mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten hat (VwGH
13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793). Fur einen Verfolgten macht es namlich keinen Unterschied, ob
er auf Grund staatlicher Verfolgung mit mal3geblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten hat oder ob ihm
dieser Nachteil mit derselben Wahrscheinlichkeit auf Grund einer Verfolgung droht, die von anderen ausgeht und die
vom Staat nicht ausreichend verhindert werden kann. In diesem Sinn ist die Formulierung zu verstehen, dass der
Herkunftsstaat nicht gewillt oder nicht in der Lage sei, Schutz zu gewadhren (VWGH 26.02.2002, 99/20/0509). In beiden
Fallen ist es dem Verfolgten nicht moglich bzw. im Hinblick auf seine wohlbegriindete Furcht nicht zumutbar, sich des
Schutzes seines Heimatlandes zu bedienen (VWGH 13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793).
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Im vorliegenden Fall ist auf Grund der getroffenen Sachverhaltsfeststellungen davon auszugehen, dass dem
Beschwerdefihrer im Herkunftsland Algerien keine asylrelevante gegen seine Person gerichtete Verfolgung droht.

3.2. Status des subsidiar Schutzberechtigten: GemaR8 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 ist der Status des subsidiar
Schutzberechtigten einem Fremden zuzuerkennen, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt
hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird und wenn eine
Zuruckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer
Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur
ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkurlicher Gewalt im
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.3.2. Status des subsidiar
Schutzberechtigten: GemalR Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 ist der Status des subsidiar
Schutzberechtigten einem Fremden zuzuerkennen, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt
hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird und wenn eine
Zuruckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer
Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde
oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt
im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

Die Voraussetzungen dafur, einem Asylwerber gemal38 8 Abs. 1 AsylG 2005 subsidiaren Schutz zu gewahren,
unterscheiden sich im Ergebnis nicht von jenen nach § 8 Abs. 1 AsylG 1997 idF BGBI. | Nr. 101/2003 in Verbindung mit §
57 Abs. 1 FrG (VWGH 19.02.2004, 99/20/0573; 28.06.2005, 2005/01/0080), weshalb zur Auslegung die Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes zu diesen Bestimmungen herangezogen werden kann.Die Voraussetzungen dafur,
einem Asylwerber gemal3 Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 subsididren Schutz zu gewahren, unterscheiden sich im
Ergebnis nicht von jenen nach Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 1997 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101
aus 2003, in Verbindung mit Paragraph 57, Absatz eins, FrG (VWGH 19.02.2004, 99/20/0573; 28.06.2005, 2005/01/0080),
weshalb zur Auslegung die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu diesen Bestimmungen herangezogen
werden kann.

Nach dieser Rechtsprechung ist Voraussetzung fur eine positive Entscheidung betreffend den subsididren Schutz, dass
eine konkrete, den Asylwerber betreffende, aktuelle, durch staatliche Stellen zumindest gebilligte oder infolge nicht
ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt von diesen nicht abwendbare Gefahrdung bzw. Bedrohung vorliege.
Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird -
auch ohne einer bestimmten Bevélkerungsgruppe oder Blrgerkriegspartei anzugehoren -, der konkreten Gefahr einer
Verletzung der durch Art. 3 MRK gewahrleisteten oder anderer in 8 8 Abs. 1 AsylG 2005 erwdhnter Rechte ausgesetzt
ware, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen. Die Ansicht, eine Benachteiligung,
die alle Bewohner des Landes in gleicher Weise zu erdulden hatten, kénne nicht als Bedrohung im Sinn des § 57 Abs. 1
FrG gewertet werden, trifft nicht zu (VwGH 08.06.2000, 99/20/0203; 17.09.2008, 2008/23/0588). Die bloRe Mdbglichkeit
einer dem Art. 3 MRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, genlgt
nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat als unzuldssig erscheinen zu lassen; vielmehr muissen konkrete
Anhaltspunkte daflir vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wiirde (VwWGH
20.06.2002, 2002/18/0028; 06.11.2009, 2008/19/0174).Nach dieser Rechtsprechung ist Voraussetzung fur eine positive
Entscheidung betreffend den subsididren Schutz, dass eine konkrete, den Asylwerber betreffende, aktuelle, durch
staatliche Stellen zumindest gebilligte oder infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt von diesen
nicht abwendbare Gefdhrdung bzw. Bedrohung vorliege. Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch
die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten Bevolkerungsgruppe oder
Burgerkriegspartei anzugehoren -, der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch Artikel 3, MRK gewadhrleisteten
oder anderer in Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 erwahnter Rechte ausgesetzt wdare, so kann dies der
Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen. Die Ansicht, eine Benachteiligung, die alle Bewohner des
Landes in gleicher Weise zu erdulden hatten, kdnne nicht als Bedrohung im Sinn des Paragraph 57, Absatz eins, FrG
gewertet werden, trifft nicht zu (VwGH 08.06.2000, 99/20/0203; 17.09.2008, 2008/23/0588). Die bloRe Mdglichkeit einer
dem Artikel 3, MRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, genigt
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nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat als unzuldssig erscheinen zu lassen; vielmehr mussen konkrete
Anhaltspunkte daflr vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (VwWGH
20.06.2002, 2002/18/0028; 06.11.2009, 2008/19/0174).

Gemal 8 8 Abs. 3 und 8 11 Abs. 1 AsylG 2005 ist der Asylantrag auch in Bezug auf den subsididren Schutz abzuweisen,
wenn dem Asylwerber in einem Teil seines Herkunftsstaates vom Staat oder von sonstigen Akteuren, die den
Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewahrleistet werden und ihm
der Aufenthalt in diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet werden kann ("innerstaatliche Fluchtalternative"). Schutz
ist gewahrleistet, wenn die Voraussetzungen fir die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in
Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht gegeben sind.GemaR Paragraph 8, Absatz 3 und Paragraph 11, Absatz
eins, AsylG 2005 ist der Asylantrag auch in Bezug auf den subsididren Schutz abzuweisen, wenn dem Asylwerber in
einem Teil seines Herkunftsstaates vom Staat oder von sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen
wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewahrleistet werden und ihm der Aufenthalt in diesem Teil
des Staatsgebietes zugemutet werden kann ("innerstaatliche Fluchtalternative"). Schutz ist gewahrleistet, wenn die
Voraussetzungen fur die Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf diesen Teil des
Herkunftsstaates nicht gegeben sind.

Der Asylwerber hat glaubhaft zu machen, dass er aktuell bedroht sei, dass die Bedrohung also im Fall seiner
Abschiebung in dem von seinem Antrag erfassten Staat gegeben ware und durch staatliche Stellen zumindest gebilligt
wird oder durch sie nicht abgewendet werden kann. Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu
einem bestimmten "Verfolgersubjekt" sind nicht von Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht
an (VwGH 26.02.2002, 99/20/0509; 22.08.2006,2005/01/0718). Diese aktuelle Bedrohungssituation ist mittels
konkreter, die Person des Fremden betreffender Angaben darzutun, die durch entsprechende Bescheinigungsmittel
untermauert werden (VwGH 02.08.2000, 98/21/0461; 25.01.2001,2001/20/0011). Diese Mitwirkungspflicht des
Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstdnde, die in seiner Sphare gelegen sind und deren Kenntnis sich
die Behorde nicht von Amts wegen verschaffen kann (VwWGH 30.09.1993, 93/18/0214).

Im vorliegenden Fall liegen nach den getroffenen Sachverhaltsfeststellungen keine Umstdnde vor, welche eine
Ruckverbringung des Beschwerdeflhrers in seinen Herkunftsstaat als unzuldssig erscheinen lieRen. Eine extreme
Gefahrenlage in dem geschilderten Sinn besteht in Algerien vor dem Hintergrund der Landerberichte nicht. Der
Beschwerdefiihrer hat weiters familidre  AnknlUpfungspunkte im  Herkunftsstaat, leidet an keinen
behandlungsbedirftigen Krankheiten und war bereits erwerbstatig, sodass auch vor diesem Hintergrund kein
Anhaltspunkt daftr hervorkam, dass er im Falle einer aktuellen Riickkehr nach Algerien in eine ausweglose Situation
geriete.

3.3. Ausweisung: GemalR§ 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer
Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status
des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird und kein
Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegt.3.3. Ausweisung: GemaR Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 ist
eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf
internationalen Schutz sowohl beziiglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung
des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird und kein Fall der Paragraphen 8, Absatz 3 a, oder 9
Absatz 2, vorliegt.

Nach § 10 Abs. 2 AsylG 2005 sind Ausweisungen nach Abs. 1 unzulassig, wennNach Paragraph 10, Absatz 2, AsylG 2005
sind Ausweisungen nach Absatz eins, unzuldssig, wenn

1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere zu bericksichtigen2. diese eine
Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu bericksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;
b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;

c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;
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d) der Grad der Integration;
e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;
f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoBe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts;

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren;

i) die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behorden
zurechenbaren Uberlangen Verzégerungen begriindet ist.

GemalR § 10 Abs. 3 AsylG 2005 ist dann, wenn die Durchfiihrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des
Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, die
Durchfuhrung fur die notwendige Zeit aufzuschieben.Gemal3 Paragraph 10, Absatz 3, AsylG 2005 ist dann, wenn die
Durchfuhrung der Ausweisung aus Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung von Artikel 3,
EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, die Durchfihrung fir die notwendige Zeit aufzuschieben.

Nach § 10 Abs. 4 AsylG 2005 gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemal Abs. 1 Z 1 verbunden ist, stets
auch als Feststellung der Zulassigkeit der Zurtckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden
Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzuglich auszureisen.Nach Paragraph 10, Absatz 4,
AsylG 2005 gilt eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemal Absatz eins, Ziffer eins, verbunden ist, stets auch
als Feststellung der Zulassigkeit der Zurtuckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat.
Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverzulglich auszureisen.

Gemal’ § 10 Abs. 5 AsylG 2005 ist Uber die Zulassigkeit der Ausweisung jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemal3 § 10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Ausweisung ist
nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht,
die ihrem Wesen nach nicht bloB voribergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung
schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsburger oder Personen, die
Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 88
51 ff NAG) verfiigen, unzulassig ware.Gemall Paragraph 10, Absatz 5, AsylG 2005 ist tber die Zuldssigkeit der
Ausweisung jedenfalls begrindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemal Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2,
auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzulassigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die
ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstéanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht
bloRB vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat-
und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsburger oder Personen, die Gber ein gemeinschaftsrechtliches
Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder Paragraphen 51, ff NAG)

verfligen, unzulassig ware.

Gemal’ § 10 Abs. 6 AsylG 2005 bleiben Ausweisungen nach Abs. 1 binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden
aufrecht.Gemal Paragraph 10, Absatz 6, AsylG 2005 bleiben Ausweisungen nach Absatz eins, binnen 18 Monaten ab
einer Ausreise des Fremden aufrecht.

810 Abs. 7 und Abs. 8 lauten wie folgtParagraph 10, Absatz 7 und Absatz 8, lauten wie folgt:

"7) Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare Ruckkehrentscheidung nach dem
Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), BGBI. | Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von 14 Tagen freiwillig
auszureisen. Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein Ruckkehrverbot erlassen
wurde und fur die Falle einer zurtickweisenden Entscheidung gemal § 5 AsylG 2005 oder § 68 AVG sowie wenn eine
Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemaR § 38 durchfuhrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverzulglich
auszureisen."7) Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare Ruckkehrentscheidung nach dem
Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von
14 Tagen freiwillig auszureisen. Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein
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Rackkehrverbot erlassen wurde und fur die Falle einer zurtickweisenden Entscheidung gemaR Paragraph 5, AsylG 2005
oder Paragraph 68, AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemald Paragraph 38,
durchfliihrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverziglich auszureisen.

(8) Mit Erlassung der Ausweisung ist der Fremde Uber seine Pflicht zur unverziglichen oder fristgerechten Ausreise
und gegebenenfalls Uber die Mdglichkeit eines Antrages auf Verlangerung der Frist fur die freiwillige Ausreise bei der
ortlich zustandigen Fremdenpolizeibehérde (8 55a FPG) zu informieren, insbesondere auf Ruckkehrhilfe, sowie auf
mogliche fremdenpolizeiliche MaRnahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (8 46 FPG) hinzuweisen."(8) Mit
Erlassung der Ausweisung ist der Fremde Uber seine Pflicht zur unverziglichen oder fristgerechten Ausreise und
gegebenenfalls Uber die Moglichkeit eines Antrages auf Verlangerung der Frist fur die freiwillige Ausreise bei der
ortlich zustéandigen Fremdenpolizeibehérde (Paragraph 55 a, FPG) zu informieren, insbesondere auf Rickkehrhilfe,
sowie auf mogliche fremdenpolizeiliche Malinahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (Paragraph 46, FPG)

hinzuweisen."

Gemald Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung
und seines Briefverkehrs.Gemal3 Artikel 8, Absatz eins, EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und
Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs.

Nach Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behdrde in die Auslbung dieses Rechts nur statthaft,
insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRBnahme darstellt, die in einer demokratischen
Gesellschaft fir die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die
Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutze der Gesundheit und der
Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.Nach Artikel 8, Absatz 2, EMRK ist der Eingriff
einer offentlichen Behorde in die Auslbung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen
ist und eine MaBnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fir die nationale Sicherheit, die &ffentliche
Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von
strafbaren Handlungen, zum Schutze der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten
anderer notwendig ist.

Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz des Privat- und Familienlebens im Sinn des Art. 8 EMRK vorliegt, hdngt nach
der standigen Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte, des Verfassungsgerichtshofes
und des Verwaltungsgerichtshofes jeweils von den konkreten Umstanden des Einzelfalles ab. Die Regelung erfordert
eine Prifung der Notwendigkeit und VerhaltnismaRigkeit des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine Abwagung
der betroffenen Rechtsgiter und 6ffentlichen Interessen. In diesem Sinn wird eine Ausweisung nicht erlassen werden
durfen, wenn ihre Auswirkungen auf die Lebenssituation des Fremden und seiner Familie schwerer wiegen wirden als
die nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer Erlassung.Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz des Privat-
und Familienlebens im Sinn des Artikel 8, EMRK vorliegt, hangt nach der standigen Rechtsprechung des Europaischen
Gerichtshofes fir Menschenrechte, des Verfassungsgerichtshofes und des Verwaltungsgerichtshofes jeweils von den
konkreten Umstdnden des Einzelfalles ab. Die Regelung erfordert eine Pridfung der Notwendigkeit und
VerhaltnismaRigkeit des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine Abwagung der betroffenen Rechtsglter und
offentlichen Interessen. In diesem Sinn wird eine Ausweisung nicht erlassen werden dirfen, wenn ihre Auswirkungen
auf die Lebenssituation des Fremden und seiner Familie schwerer wiegen wirden als die nachteiligen Folgen der
Abstandnahme von ihrer Erlassung.

Bei dieser Interessenabwagung sind insbesondere folgende Kriterien zu berlcksichtigen: die Aufenthaltsdauer, das
tatsachliche Bestehen eines Familienlebens und dessen Intensitat, die Schutzwirdigkeit des Privatlebens, der Grad der
Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten wund Freunden, der
Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der
Beschaftigung und &hnlichen Umstanden manifestiert, die Bindungen zum Heimatstaat, die strafgerichtliche
Unbescholtenheit, VerstdRe gegen das Einwanderungsrecht, Erfordernisse der offentlichen Ordnung, die Frage, ob das
Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus
bewusst waren, sowie die ndheren Umsténde der Zumutbarkeit der Ubersiedlung des Partners in das Heimatland des
Beschwerdefluihrers (VfGH 01.07.2009, U 992/08 und U 1104/08; 29.09.2007, B 1150/07;

12.06.2007, B 2126/06; VWGH 17.12.2007,2006/01/0216 bis 0219;
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26.06.2007, 2007/01/0479; 26.01.2006, 2002/20/0423; Grabenwarter, Europdische Menschenrechtskonvention?, 194).

Zu einer moglichen Verletzung des Art. 8 EMRK wird ausgefihrt, dass der Beschwerdeflhrer Gber keine familidren
Anknupfungspunkte in Osterreich verfiigt. Auch kamen im Zuge des Verfahrens - schon aufgrund der relativ kurzen
Aufenthaltsdauer - keine schutzenswerten Aspekte des Privatlebens hervor. Wie bei den Sachverhaltsfeststellungen
bereits ausgefuhrt ist nicht zu erkennen, dass beim Beschwerdeflihrer besondere integrationsbegrindende Umstande
vorlagen, etwa eine besondere Teilnahme am sozialen Leben in Osterreich. Hingegen leben jedenfalls noch mehrere
Verwandte des Beschwerdeflihrers in Algerien.Zu einer méglichen Verletzung des Artikel 8, EMRK wird ausgefuhrt,
dass der Beschwerdefiihrer (iber keine familidren Anknipfungspunkte in Osterreich verfligt. Auch kamen im Zuge des
Verfahrens - schon aufgrund der relativ kurzen Aufenthaltsdauer - keine schitzenswerten Aspekte des Privatlebens
hervor. Wie bei den Sachverhaltsfeststellungen bereits ausgefuhrt ist nicht zu erkennen, dass beim Beschwerdefuhrer
besondere integrationsbegrindende Umstande vorlagen, etwa eine besondere Teilnahme am sozialen Leben in

Osterreich. Hingegen leben jedenfalls noch mehrere Verwandte des Beschwerdefiihrers in Algerien.

Aber auch im Fall eines Eingriffs in das Grundrecht ergabe eine Interessenabwagung nach den Gesichtspunkten des
Art. 8 Abs. 2 EMRK, insbesondere der 6ffentlichen Ordnung auf dem Gebiet des Fremden- und Asylwesens (vgl. VfGH
17.03.2005, G 78/04 ua; VwGH 08.09.2000,2000/19/0043), der offentlichen Ruhe und Ordnung sowie des
wirtschaftlichen Wohles des Landes, dass dieser Eingriff notwendig und verhaltnismaRig ware: Der Beschwerdefihrer
lebte bis zu seiner Ausreise im Jahr 2011 in Algerien, reiste im November 2011 illegal in Osterreich ein und stiitzte
seinen kurzen Aufenthalt von Anfang an ausschlieBlich auf seinen - im Ergebnis unberechtigten - Asylantrag. Wie oben
wiederholt ausgefuhrt liegen keine integrationsbegrindende Umstande vor. Ebenso wenig gibt es familidre
Ankniipfungspunkte in Osterreich. Hingegen leben jedenfalls die Eltern, drei Brider und zwei Schwester des
Beschwerdefihrers in Algerien.Aber auch im Fall eines Eingriffs in das Grundrecht ergabe eine Interessenabwagung
nach den Gesichtspunkten des Artikel 8, Absatz 2, EMRK, insbesondere der 6ffentlichen Ordnung auf dem Gebiet des
Fremden- und Asylwesens vergleiche VfGH 17.03.2005, G 78/04 ua; VwGH 08.09.2000, 2000/19/0043), der 6ffentlichen
Ruhe und Ordnung sowie des wirtschaftlichen Wohles des Landes, dass dieser Eingriff notwendig und verhaltnismalig
ware: Der Beschwerdefuhrer lebte bis zu seiner Ausreise im Jahr 2011 in Algerien, reiste im November 2011 illegal in
Osterreich ein und stiitzte seinen kurzen Aufenthalt von Anfang an ausschlieRlich auf seinen - im Ergebnis
unberechtigten - Asylantrag. Wie oben wiederholt ausgefihrt liegen keine integrationsbegriindende Umstande vor.
Ebenso wenig gibt es familidre Ankniipfungspunkte in Osterreich. Hingegen leben jedenfalls die Eltern, drei Briider und
zwei Schwester des Beschwerdeflihrers in Algerien.

Insgesamt ergibt somit die geforderte Abwagung der persénlichen Interessen des Beschwerdefiihrers mit den
offentlichen Interessen keineswegs, dass die Auswirkungen der Ausweisung auf die Lebenssituation des
Beschwerdefiihrers schwerer wiegen wiirden als die nachteiligen Folgen einer Abstandnahme von ihrer Erlassung auf
das Interesse des Staates an der Ausweisung illegal eingereister Fremder (VWGH 18.06.2009, 2008/22/0574). Die vom
Bundesasylamt ausgesprochene Ausweisung begegnet daher auch zum gegenwartigen Entscheidungszeitpunkt keinen
Bedenken.

3.4. Aberkennung der aufschiebenden Wirkung durch das Bundesasylamt:

Gemald § 38 Abs. 1 AsylG 2005 kann das Bundesasylamt einer Beschwerde gegen eine abweisende Entscheidung tber
einen Antrag auf internationalen Schutz und der damit verbundenen Ausweisung die aufschiebende Wirkung
aberkennen, wennGemaR Paragraph 38, Absatz eins, AsylG 2005 kann das Bundesasylamt einer Beschwerde gegen
eine abweisende Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz und der damit verbundenen Ausweisung
die aufschiebende Wirkung aberkennen, wenn

1. der Asylwerber aus einem sicheren Herkunftsstaat (§8 39) stammt;l. der Asylwerber aus einem sicheren
Herkunftsstaat (Paragraph 39,) stammt;

2. sich der Asylwerber vor der Antragstellung schon mindestens drei Monate in Osterreich aufgehalten hat, es sei
denn, dass er den Antrag auf internationalen Schutz auf Grund besonderer, nicht von ihm zu vertretender Umstande
nicht binnen drei Monaten nach der Einreise stellen konnte. Dem gleichzuhalten sind erhebliche, verfolgungsrelevante
Anderungen der Umstande im Herkunftsstaat;

3. der Asylwerber das Bundesasylamt Uber seine wahre Identitat, seine Staatsangehdrigkeit oder die Echtheit seiner
Dokumente trotz Belehrung Uber die Folgen zu tauschen versucht hat;
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4. der Asylwerber Verfolgungsgriinde nicht vorgebracht hat;
5. das Vorbringen des Asylwerbers zu seiner Bedrohungssituation offensichtlich nicht den Tatsachen entspricht oder

6. gegen den Asylwerber vor Stellung des Antrags auf internationalen Schutz eine durchsetzbare Ausweisung oder ein
durchsetzbares Aufenthaltsverbot erlassen worden ist.

Gemal § 38 Abs. 2 AsylG 2005 hat der Asylgerichtshof der Beschwerde, der die aufschiebende Wirkung vom
Bundesasylamt aberkannt wurde, binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde mit Beschluss die aufschiebende
Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine Zurlckweisung, Zuriickschiebung oder Abschiebung des
Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle
Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wurde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens
oder der Unversehrtheit infolge willkUrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes
mit sich bringen wiirde.Gemal3 Paragraph 38, Absatz 2, AsylG 2005 hat der Asylgerichtshof der Beschwerde, der die
aufschiebende Wirkung vom Bundesasylamt aberkannt wurde, binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde mit
Beschluss die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von
Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur ihn als
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen

eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

Gemal’ § 38 Abs. 3 AsylG 2005 steht ein Ablauf der Frist nach Abs. 2 der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung
nicht entgegen.Gemal Paragraph 38, Absatz 3, AsylG 2005 steht ein Ablauf der Frist nach Absatz 2, der Zuerkennung
der aufschiebenden Wirkung nicht entgegen.

Im Beschwerdefall hat der Beschwerdefihrer keine Verfolgungsgrinde vorgebracht, weswegen die Voraussetzung der
Z 4 des8 38 Abs. 1 AsylG 2005 vorliegt.Im Beschwerdefall hat der Beschwerdefuihrer keine Verfolgungsgriinde
vorgebracht, weswegen die Voraussetzung der Ziffer 4, des Paragraph 38, Absatz eins, AsylG 2005 vorliegt.

Daher war weder zu erkennen, dass der Spruchpunkt IV des angefochtenen Bescheides rechtswidrig erlassen wurde
noch dass die Voraussetzungen fiir die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung vorliegen wiirden. Die Aberkennung
der aufschiebenden Wirkung durch das Bundesasylamt erfolgte daher nicht zu Unrecht.Daher war weder zu erkennen,
dass der Spruchpunkt rémisch vier des angefochtenen Bescheides rechtswidrig erlassen wurde noch dass die
Voraussetzungen fur die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung vorliegen wirden. Die Aberkennung der
aufschiebenden Wirkung durch das Bundesasylamt erfolgte daher nicht zu Unrecht.

4. Eine mundliche Verhandlung konnte gemaR 8 41 Abs. 7 AsylG 2005 unterbleiben, weil der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint.4. Eine mundliche Verhandlung konnte gemaR
Paragraph 41, Absatz 7, AsylG 2005 unterbleiben, weil der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der
Beschwerde geklart erscheint.

Schlagworte

Ausreiseverpflichtung, Ausweisung, mangelnde Asylrelevanz, non refoulement, soziale Verhaltnisse, wirtschaftliche
Grunde
Zuletzt aktualisiert am

01.03.2012

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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